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kennen Sie den? Die Geschichte ist im 20. Jahrhundert mit dem Sieg der wohlstands-
bringenden westlichen liberalen Gesellschaften über alle anderen Gesellschaftsideen 
an ihr Ende gekommen. Es gibt eben manche Irrtümer, die werden mit steigendem Zeit-
abstand immer peinlicher. Autor dieser lustigen Pointe war vor genau 20 Jahren der 
amerikanische Humorist und Politikwissenschaftler Francis Fukuyama.

Aktuell ist das Lachen Europas BürgerInnen ziemlich vergangen, den unteren Zehnmil-
lionen wegen der Sparpakete ohnehin, den oberen Zehntausend wiederum nach den 
griechischen und französischen Wahlen: Fiskalpakt samt Armutsverpflichtung wur-
den — vorerst — abgewählt. Zeiten für die Linke, möchte man meinen. Doch das ist nicht 
ausgemacht. Trotz ausgebliebenem „Ende der Geschichte“, trotz griechischer und fran-
zösischer Hoffnungen wirkt sie in Deutschland wie aus der Zeit gefallen. Statt selbst-
bewusster Kampfansage trauert etwa Sahra Wagenknecht in der FAZ vom 30. April um 
die durch den schnöden materialistischen Geldmammon verlorengegangenen „euro-
päischen Werte“. Zugleich beschweren sich linke Verfassungsschützer beim höchsten 
deutschen Gericht darüber, dass Sozialpolitik nicht mehr an Merkels Regierungstisch, 
sondern in Brüssel gemacht wird — weil, so Sahra Wagenknecht, das EU-Parlament als 
„Vielvölkerparlament, in dem die Abgeordneten noch nicht einmal die gleiche Spra-
che sprechen“, lobbyanfälliger sei. Staatsverträge statt Euro-Staat. Ja, ja — das waren 
noch Zeiten, als der Herrscher feierliche Gelübde noch etwas galten. Nun ja, bei derart  
romantischer Staatskritik bleibt uns nur der Materialismus als Gegenargument, und des-
halb lautet der Schwerpunkt dieser Ausgabe „Europa und die Krise“. 

Doch was nun, Europa? Und vor allem: Was tun, europäische Linke? In unserer aktuellen 
Ausgabe machen wir Angebote. Schuldenschnitt? Vielleicht. Es streiten hierüber die 
Bundestagsabgeordneten Troost, Kindler und Mattheis. Ausgleichs- und Sozialunion? 
In jedem Fall, und zwar mit EU-Krankenkasse für alle, dazu einen EU-Streikfonds der 
Gewerkschaften. Und kostenfreie Abhebungen am EC-Automat, europaweit, vom Kreta-
Badestrand bis zum Nordkap. So geht, wenn‘s nach uns geht, die Zärtlichkeit der Völker. 
Und damit ihr wisst, wie andere zu ganz intensiven europäischen Zärtlichkeiten stehen, 
zu den Vereinigten Staaten von Europa, haben wir diesmal wieder unsere Gretchenfrage 
gestellt. Doch nicht ohne zu testen: Wie pleite bist du? 

Francis Fukuyama hat übrigens Anfang 2010 gegenüber dem Spiegel zu Protokoll ge-
geben, dass er vielleicht doch nicht ganz richtig lag mit der These vom Ende der Ge-
schichte. Aber, O-Ton: „Vorsicht! Es gibt noch immer keine Alternative zum Kapitalis-
mus.“ — Potzblitz, kringelkringel, der brauchte tatsächlich etwas länger. Wir wünschen 
ebensolchen Spaß beim Lesen.

Eure Redaktion

Liebe Europäerinnen und Europäer, 
liebe Lesende,

Nicht umsonst vibriert 
in dem revolutionären Marxismus die 

internationale Note so stark, 

nicht umsonst klingt der 
opportunistische Gedankengang stets in 

eine nationale Absonderung aus.

Rosa Luxemburg
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unheilige mittel,  
heiliger zweck?

Rona Torenz 

lohnarbeitet in kollektiven Tresen-
Zusammenhängen und beginnt ge-
rade damit, ihr bereits zehn Jahre 
dauerndes Gender- und Philoso-
phiestudium zu beenden. Außer-
dem ist sie an internationalem femi-
nistischem Austausch interessiert 
und beschäftigt sich in ihrer Frei-
zeit manchmal mit antirassistischer 
Kiezpolitik und im Allgemeinen mit 
der Frage, wie man der befreiten 
Gesellschaft mit und ohne Alkohol 
in und außerhalb der Hängematte 
näher kommen könnte.

Reproduktive Rechte und die Kritik von Bevölkerungspolitik

feminismen* 39*feminismen38

Anfang der Neunziger Jahre kämpften 
Frauengesundheitsorganisationen für 
die Durchsetzung reproduktiver Rechte. 
Auf Grund von Zwangssterilisationskam-
pagnen, Experimenten mit unsicheren 
Verhütungsmitteln an armen Frauen und 
der zunehmenden Verbreitung moderner 
Reproduktionstechnologien sahen sie es 
als dringend geboten, selbstbestimmte 
Fortpflanzung als Menschenrecht interna-
tional zu verankern. Im Aktionsprogramm 
der Internationalen Konferenz über Bevöl-
kerung und Entwicklung 1994 wurde zum 
ersten Mal eine international anerkannte 
Definition reproduktiver Rechte schriftlich 
fixiert. Sie bezeichnen im Kern das Recht 
„frei und verantwortlich über die Anzahl, 
den Geburtenabstand und den Zeitpunkt 
der Geburt ihrer Kinder zu entscheiden 
und über die diesbezüglichen Informa-
tionen und Mittel zu verfügen, sowie (…) 
ein Höchstmaß an sexueller und repro-
duktiver Gesundheit zu erreichen.“ Damit 
wurden individuelle Selbstbestimmung 
und Frauenrechte deklariert und in den 
Vordergrund gerückt. Viele (westliche) 
Frauennetzwerke gaben daraufhin ihre ge-
nerelle Kritik an bevölkerungspolitischen 
Strategien auf und loten seitdem deren 
feministische Potentiale aus. Sie setzen 
dabei voraus, dass Bevölkerungspolitik 
und Selbstbestimmung von Frauen un-
ter Bedingungen, wie Freiwilligkeit, Men-
schenrechten und der Einbeziehung von 
Frauenorganisationen, vereinbar seien. 
Mittlerweile gehört das Eintreten für re-
produktive Rechte auch zum Repertoire 
etablierter Nichtregierungsorganisati-
onen, der UN, IWF, Weltbank und zum 
Programm deutscher Entwicklungspolitik. 
Diese Institutionen sind jedoch nicht un-
bedingt für feministische Politik bekannt. 
Mittels Propagierung selbstbestimmter 
Reproduktion wollen sie vielmehr eine von 
den Individuen kontrollierte Fortpflanzung 

im Sinne bevölkerungspolitischer Zwecke 
durchsetzen.

Durch die internationale Anerkennung 
reproduktiver Rechte fand eine Ächtung 
von Zwangsmaßnahmen, Sterilisationen 
und Vergabe unsicherer Verhütungsmittel 
zur Erreichung demographischer Plansolls 
statt — zumindest auf dem Papier. In der 
Realität wurde die chinesische Regierung 
nicht einmal für ihre aggressive Ein-Kind-
Politik sanktioniert. Inwiefern reproduk-
tive Rechte ein Anknüpfungspunkt für eine 
weltweite Liberalisierung von Abtreibungs-
politik sein können, ist unklar. Vorbehalte 
nationaler Regierungen führten dazu, 
dass im Kairoer Programm explizit kein 
Recht auf Schwangerschaftsabbrüche 
verankert wurde, sondern dieses in den 
Verantwortungsbereich der nationalen 
Gesetzgebungen delegiert wurde. Auf EU-
Ebene gibt es mittlerweile Beschlüsse, die 
das Recht auf Schwangerschaftsabbruch 
als Teil reproduktiver Rechte betrachten. 
So empfiehlt das Europäische Parlament 
mit Beschluss vom Juni 2002, dass „Ab-
treibung zur Gewährleistung der repro-
duktiven Gesundheit und Rechte der Frau 
legal, sicher und für alle zugänglich sein 
sollte“ und fordert „auf jegliche Verfol-
gung von Frauen, die illegal abgetrieben 
haben, zu verzichten“*1.

Auf der anderen Seite bleiben bevöl-
kerungspolitische Begründungszusam-
menhänge relevant — die Zielvorgabe 
des Kairoer Aktionsprogramms war die 
Reduktion des Bevölkerungswachstums. 
In so genannten Entwicklungsländern 
werden weiter antinatalistische Ziele ver-
folgt, die aber nicht durch klassische de-
mographische Kontrolle, sondern durch 
Selbstbestimmungsrechte und liberale 
Regierungsführung durchgesetzt werden. 
Eines der Millenniumsziele der UNO ist die 

Verringerung der Müttersterblichkeit bis 
2015 um drei Viertel. Auf den ersten Blick 
scheint dies eine Zurückdrängung antina-
talistischer Rationalitäten zu bedeuten. Je-
doch wird neben der Prävention von Kom-
plikationen bei Schwangerschaften auch 
auf die simple Prävention von Schwanger-
schaften gesetzt, um ohne eine Verbes-
serung der medizinischen Versorgung die 
Verringerung von Müttersterblichkeit zu 
erreichen. So schreibt das Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung: „Besonders die Bevöl-
kerungszahlen in Afrika und Asien werden 
in den kommenden Jahrzehnten weiterhin 

stark anwachsen. Die Zunahme der Welt-
bevölkerung ist eine enorme Herausforde-
rung für die nachhaltige Entwicklung. Über 
ihre Bedeutung als Menschenrecht hinaus 
ist sexuelle und reproduktive Gesundheit 
darum auch eine wichtige Voraussetzung 
für nachhaltige Bevölkerungspolitik.“*2 So 
unterstützt Deutschland in vielen afrika-
nischen Ländern Familienplanungsmaß-
nahmen, die auf die Durchsetzung des 
westlichen Modells der Kleinfamilie set-
zen und wirbt für die Benutzung von Ver-
hütungsmitteln. Dies geschieht vor dem 
Hintergrund, dass in Deutschland selbst 
immer wieder über geburtenfördernde 
Maßnahmen wie Kindergeld, Elternzeit 
oder Betreuungsgeld diskutiert wird. Auch 
diese nationalen Strategien sind durch 
Selektionstendenzen bevölkerungspoli-

tisch gewünschter und ungewünschter 
Nachkommen geprägt. So wird vor allem 
eine Steigerung der Geburtenrate bei Aka-
demikerinnen angestrebt und der Kinder-
reichtum armer und/oder migrantischer 
Familien als Problem betrachtet.

Die bevölkerungspolitische Logik lautet, 
dass „Überbevölkerung“ für Armut und 
Leid in den Entwicklungsländern verant-
wortlich ist. Während die weltweite un-
gleiche ökonomische Verteilung und die 
Ausbeutung durch Industrieländer als 
gegeben hingenommen werden, wird die 
Bevölkerungszahl als Variable betrachtet, 
die es zu regulieren gilt. Darauf weisen 
vor allem internationale Frauennetzwerke 
wie FINRRAGE hin. Sie treten dafür ein, 
nicht die Armen, sondern die Armut durch 
eine weltweite Umverteilung des Reich-
tums zu reduzieren. Sie kritisieren den 
Bezug auf den fragwürdigen Begriff von 
„Selbstbestimmung“, der abgekoppelt 
von wirtschaftlichen und politischen Ab-
hängigkeiten konzipiert wird. Abgesehen 
davon ist die Prämisse bevölkerungspoli-
tischer Maßnahmen, dass diese lediglich 
den „ungedeckten Bedarf“ der Menschen 
in den Entwicklungsländern an Verhü-
tungsmitteln und Familienplanungsmetho-
den bedienen, in Frage zu stellen. Einer-
seits gibt es Studien, die die Berechnung 
dieses ungedeckten Bedarfs kritisch unter 
die Lupe nehmen und andererseits steckt 
dahinter ebenso die Prämisse, dass alle 

Die bevölkerungs
politische Logik lau-
tet, dass „Überbevölke-
rung“ für Armut und Leid 
in den Entwicklungslän-
dern verantwortlich ist.

Reproduktive Rechte 
müssen gegen Bevöl-
kerungspolitik verteidigt 
werden.“

Jedoch wird neben der 
Prävention von Schwan-
gerschaftskomplikationen 
auch auf die Prävention 
von Schwangerschaften 
gesetzt.

Menschen ihr reproduktives Verhalten 
nach vermeintlich vernünftigen Entschei-
dungen kontrollieren wollen. So geht es 
bei der Ermittlung relevanter Risikofak-
toren für Müttersterblichkeit letztendlich 
darum, Normen für ein „verantwortliches 
reproduktives Verhalten“ der Einzelnen zu 
formulieren, die da vor allem wären: nicht 
„zu früh, zu viel, zu schnell“.

Nimmt man diese bevölkerungspolitischen 
Paradigmen nicht als Ganzes in den Blick, 
bleibt eine kritische Perspektive auf euge-
nische und rassistische Implikationen auf 
der Strecke. Da Bevölkerungspolitik im-
mer der Planung und Kontrolle der Anzahl 
von Menschen dient, ist sie somit auch 
immer auf die Kontrolle des Gebärverhal-
tens von Frauen gerichtet. Reproduktive 
Rechte müssen vielmehr gegen Bevölke-
rungspolitik verteidigt werden.

*1 Europäisches Parlament (Hg.): Entschlie-

ßung des Europäischen Parlaments über 

sexuelle und reproduktive Gesundheit und 

Rechte (2001/2128(INI) , Nr. 12 und 13, S. 9.

*2 BMZ: http://tinyurl.com/cosqcdj
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